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MigrantInnen aus der Türkei und dem ehema­
ligen Jugoslawien in der Invalidenversicherung

Staatsangehörige aus der Türkei haben eine rund dreimal so hohe 
Berentungsquote wie SchweizerInnen. Rund doppelt so hoch ist sie bei 
den MigrantInnen aus den Nachfolgestaaten Jugoslawiens. Während 
der von den beiden Migrationsgruppen im Vergleich zu den Schweize­
rInnen deutlich schlechter wahrgenommene Gesundheitszustand einen 
Grossteil der bestehenden Differenzen zu erklären vermag, liefert die 
soziale Unterschichtung nur einen sehr geringen Beitrag an eine Er­
klärung. Dies zeigt die vom Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 
beim Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien (Büro BASS) in 
Auftrag gegebene Studie zu den MigrantInnen aus der Türkei und dem 
ehemaligen Jugoslawien in der Invalidenversicherung. 

Bevor wir die Hauptergebnisse der 
Untersuchung vorstellen und die 
wichtigsten Schlussfolgerungen dar-
aus ziehen, wird für ein besseres Ver-
ständnis der Ergebnisse kurz die Aus-
gangslage und das statistisch-metho-
dische Vorgehen vorgestellt. 

Das Hauptziel der Untersuchung 
bestand darin, Erklärungen zu finden, 
weshalb Migrantinnen und Migranten 
verschiedener Nationalitäten im Ver-
gleich zu den Schweizerinnen und 
Schweizern eine höhere Wahrschein-
lichkeit aufweisen, eine Rente der 

Invalidenversicherung zu beziehen. 
Die Basis für die statistischen Unter-
suchungen liefern zwei Datenquellen. 
Während die Daten der Syntheseer-
hebung Soziale Sicherheit und Ar-
beitsmarkt (SESAM) dazu dienten, 
die Hypothese der sozialen und be-
ruflichen Unterschichtung zu über-
prüfen, wurde mit den aus der Ge-
sundheitsbefragung bei Personen mit 
Migrationshintergrund in der Schweiz 
(GMM) stammenden Informationen 
zur gesundheitlichen Lage nach Er-
klärungen gesucht. Unabhängig von 

der unterschiedlichen inhaltlichen 
Fokussierung der beiden erwähnten 
Datenquellen wurden bei beiden 
Zugängen dasselbe methodische Vor-
gehen und dieselben statistischen 
Methoden angewendet. 

Der Analyseprozess selber erfolgte 
in vier Schritten: In einem ersten 
Schritt wurden die Differenzen der 
Rentenbezugsquoten zwischen den 
als Referenzgruppe dienenden 
Schweizerinnen und Schweizern und 
den Migrationsgruppen ermittelt. 
Diese Differenzen bildeten die Aus-
gangslage, die es zu erklären gilt. Mit 
dem zweiten Schritt wurden in Form 
einer Referenzschätzung die Effekte 
der erklärenden Grössen (Alter, Ge-
schlecht, Ausbildung, Beruf, Gesund-
heitszustand u.a.) auf die Invalidisie-
rungswahrscheinlichkeit für die Be-
völkerung schweizerischer Nationa-
lität geschätzt. Damit konnten diese 
Effekte quantifiziert werden. Die er-
mittelten Effekte wurden im dritten 
Schritt auf die Migrationsgruppen 
übertragen. Das heisst, dass für jede 
ausländische Person die Wahrschein-
lichkeit geschätzt wurde, dass diese 
eine Invalidenrente bezieht (oder 
nicht). Mit der Übertragung der Er-
gebnisse der Referenzschätzung auf 
die Migrantinnen und Migranten 
konnte eine Prognose erstellt werden, 
die simuliert, wie hoch die Rentenbe-
zugsquote wäre, wenn Migrantinnen 
und Migranten nicht AusländerInnen, 
sondern SchweizerInnen wären. Die-
se für die beiden Migrationsgruppen 
erstellten Prognosequoten wurden im 
letzten und vierten Analyseschritt mit 
den Ausgangsquoten der entspre-
chenden Migrationsgruppe vergli-
chen. Je exakter der Prognosewert der 
Ausgangsquote entspricht, um so bes-
ser liefert das Prognosemodell eine 
Erklärung für die bestehenden Diffe-
renzen zu den Schweizerinnen und 
Schweizern. 
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Migration, soziale Unter­
schichtung und Invalidisierung 

Im Vergleich zu den SchweizerIn-
nen sind die im Fokus der Untersu-
chung stehenden Migrationsgruppen 
deutlich schlechter ausgebildet, in 
hohen beruflichen Stellungen stark 
untervertreten und üben häufiger ma-
nuelle und körperlich belastende Be-
rufe aus. Zur Überprüfung der Hypo-
these, dass ein Teil der höheren Be-
rentungsquoten bei den Migrations-
gruppen auf die soziale und berufliche 
Unterschichtung zurückzuführen sei, 
standen insgesamt vier erklärende 
Grössen zur Verfügung. Es handelt 
sich dabei um das Ausbildungsniveau, 
die (ehemalige) berufliche Stellung, 
den (ehemals) ausgeübten Beruf und 
die (ehemalige) Branche. Zusätzlich 
zu diesen vier Grössen wurden für die 
Prognosemodelle das Geschlecht, das 
Alter und die Grossregion mitberück-
sichtigt. Die Ergebnisse zeigen, dass 
die Effekte der beruflichen und sozi-
alen Unterschichtung relativ stark 
sind, was bei den Migrantinnen und 
Migranten im Vergleich zu den 
Schweizerinnen und Schweizern zu 
deutlich höheren Rentenbezugsquo-
ten führt. Eine abschliessende Erklä-
rung für die im Vergleich zu den 
SchweizerInnen höheren Rentenbe-
zugsquoten der Migrationsgruppen 
liefern diese Ergebnisse jedoch noch 
nicht. Sie geben lediglich wieder, dass 
bei den Migrationsgruppen aufgrund 
der beruflichen und sozialen Unter-
schichtung eine im Vergleich zu den 
Schweizerinnen und Schweizern deut-
lich höhere Berentungsquote erwar-
tet werden kann. Für die Erklärung 
der Differenzen zu den Schweizerin-
nen und Schweizern müssen jedoch 
auch noch die Alters- und Geschlech-
tereffekte mitberücksichtigt werden. 
Weil Migrantinnen und Migranten 
deutlich jünger sind als Schweizerin-
nen und Schweizer, wird unter aus-
schliesslicher Berücksichtigung der 
Alters- und Geschlechterverteilung 
eine im Vergleich zu den Schweize-
rinnen und Schweizern deutlich tie-
fere Berentungsquote bei den Migra-

tionsgruppen erwartet. Werden für die 
Erstellung einer Prognose der Ren-
tenbezugsquoten der beiden Migra-
tionsgruppen sowohl die Effekte der 
beruflichen und sozialen Unterschich-
tung als auch die Alters- und Ge-
schlechtereffekte mitberücksichtigt, 
entspricht die prognostizierte Quote 
in etwa derjenigen der Schweizerin-
nen und Schweizer. Dies ist die Folge 
davon, dass sich die Effekte der die 
Rentenquoten erhöhenden berufli-
chen und sozialen Unterschichtungs-
grössen und die Effekte der die Ren-
tenquoten senkenden Alters- und 
Geschlechterverteilung in etwa auf-
heben. 

Zusammenfassend lassen sich drei 
Schlussfolgerungen aus den Analysen 
mit den SESAM-Daten ziehen: 
1. Aufgrund der ausgeprägten beruf-

lichen und sozialen Unterschichtung
innerhalb der beiden Migrations-
gruppen mit Staatsangehörigen aus 
der Türkei und dem ehemaligen 
Jugoslawien wird eine im Vergleich 
zu den Schweizerinnen und Schwei-
zern höhere Berentungswahrschein-
lichkeit erwartet.

2.	Aufgrund der deutlich jüngeren 
Altersstruktur der beiden Migra
tionsgruppen mit Staatsangehöri-

gen aus der Türkei und dem ehe-
maligen Jugoslawien würde man 
hingegen erwarten, dass die Ren-
tenbezugsquote tiefer wäre als bei 
den Schweizerinnen und Schwei-
zern. 

3.	Die beiden beschriebenen Effekte 
heben sich fast auf. Unter der 
gleichzeitigen Berücksichtigung 
der beruflichen und sozialen Un-
terschichtung einerseits und der 
Alters- und Geschlechterstruktur 
andererseits lassen sich die unter-
schiedlichen Rentenbezugsquoten 
zwischen den beiden Migrations-
gruppen und den Schweizerinnen 
und Schweizern nur ungenügend 
erklären. 

Migration, gesundheitliche 
Lage und Invalidisierung 

Einen gegenüber der beruflichen 
und sozialen Unterschichtung weitaus 
grösseren Beitrag zur Erklärung der 
unterschiedlichen Rentenquoten lie-
fert der Gesundheitszustand der ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen. 
Wir unterscheiden für die Beschrei-
bung der gesundheitlichen Lage zwi-
schen der Symptombelastung und 

Symptombelastung und subjektives Gesundheitsempfinden � G1a
der RentenbezügerInnen und Nicht-RentenbezügerInnen
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dem subjektiven Gesundheitsempfin-
den. Der Indikator zur Symptombe-
lastung stützt sich auf die Angaben 
der Befragten zu Symptomen, welche 
innerhalb der letzten vier Wochen vor 
dem Befragungszeitpunkt aufgetreten 
sind. Der Indikator zum subjektiven 
Gesundheitsempfinden stützt sich auf 
Angaben der Befragten, wie es ihnen 
gesundheitlich zum Befragungszeit-
punkt im Allgemeinen gehe. Beide 
Indikatoren stammen aus der GMM. 

In der Grafik G1a und G1b sind die 
beiden Indikatoren separat für die 
RentenbezügerInnen einerseits und 
die Nicht-RentenbezügerInnen ande-
rerseits jeweils nach Herkunftsland 
abgebildet. 

Im Gegensatz zur sozialen Unter-
schichtung erklären die beiden 
Gesundheitsindikatoren auch unter 
Kontrolle des Alters- und Geschlech-
tereffekts die im Vergleich zu den 
Schweizerinnen und Schweizern hö-
heren Berentungsquoten der beiden 
Migrationsgruppen gut bis sehr gut. 
Die im Vergleich zu den SchweizerIn-
nen rund doppelt so hohe Berentungs
quote bei den Personen aus den Nach-
folgestaaten Jugoslawiens lässt sich 
unter Verwendung der erwähnten 
Faktoren zu rund 90 Prozent erklären. 

Die um knapp dreimal höhere Beren-
tungsquote der Staatsangehörigen der 
Türkei wird mit demselben Modell 
etwas weniger gut, aber immer noch 
zu rund 60 Prozent, erklärt (vgl. Gra-
fik G2). Die beschriebenen Ergebnis-
se beruhen weitgehend darauf, dass 
die Personen der beiden Migrations-

gruppen ihren Gesundheitszustand 
deutlich schlechter beurteilen und 
deutlich öfters Krankheitssymptome 
wahrnehmen als Schweizerinnen und 
Schweizer.

Wie sind diese Ergebnisse zu inter-
pretieren? Da wir nicht wissen, in 
welchem gesundheitlichen Zustand 
die RentenbezügerInnen waren, be-
vor sie ihre Renten bezogen haben, 
kann die Beziehung zwischen Ge-
sundheitszustand und Rentenbezug 
per se nicht als kausal interpretiert 
werden. Die zu diesem Punkt durch-
geführten Verteilungsanalysen zeigen 
jedoch, dass sich das Kausalitätspro-
blem insofern nicht stellt, da sowohl 
bei den RentenbezügerInnen als auch 
bei den Nicht-RentenbezügerInnen 
Personen mit gutem wie auch schlech-
tem Gesundheitszustand anzutreffen 
sind. Das heisst, ein als schlecht klas-
sifizierter Gesundheitszustand führt 
nicht «automatisch» zu einer Rente 
(vgl. Grafik G1a und G1b). Für die 
Prognose von Bedeutung ist, dass ers-
tens der Gesundheitszustand der ge-
samten Migrationsbevölkerung 
schlechter ist als derjenige der schwei-
zerischen Bevölkerung und zweitens 
dass auch die Nicht-Rentenbezüge-

Symptombelastung und subjektives Gesundheitsempfinden � G1b
der RentenbezügerInnen und Nicht-RentenbezügerInnen
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Prognostizierte Rentenbezugsquote und Differenz zur � G2
beobachteten Quote nach Staatsangehörigkeit
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rInnen der Migrationsgruppen einen 
deutlich schlechteren Gesundheitszu-
stand aufweisen als die keine Renten 
beziehenden Schweizerinnen und 
Schweizer. Der Prognosewert gibt 
demnach wieder, welche Berentungs
quote erwartet werden könnte, wenn 
die schweizerische Bevölkerung (ins-
besondere die keine Renten bezie-
hende Bevölkerung) denselben Ge-
sundheitszustand hätte wie die Mig-
rationsbevölkerung. 

Migration, Gesundheit und 
Erwerbsintegration

Im Gegensatz zur Situation bei den 
Schweizerinnen und Schweizern führt 
ein Ausstieg aus dem Erwerbsprozess 
mittelfristig bis langfristig bei einer 
deutlichen Mehrheit der Migrantin-
nen und Migranten zu einer Invali-
denrente. Während nach mehr als acht 
Jahren nach einem Ausstieg aus dem 
Erwerbsleben eine bzw. einer von fünf 
SchweizerInnen eine Invalidenrente 
bezieht (20 Prozent), sind es bei den 
Staatsangehörigen aus den Nachfol-
gestaaten Jugoslawiens und der Tür-
kei rund drei von fünf Personen (60 
Prozent). Damit ist das Risiko eines 
Rentenbezugs nach einem Ausstieg 
aus dem Erwerbsleben bei den Mig-
rantinnen und Migranten rund drei-
mal höher als bei den Schweizerinnen 
und Schweizern. Dieser Befund, wel-
cher aus den SESAM-Daten stammt, 
rückt die Frage in den Vordergrund, 
weshalb im Vergleich zu den Schwei-
zerinnen und Schweizern für Migran-
tinnen und Migranten nach einem 
Ausstieg aus dem Erwerbsleben ein 
so viel höheres Risiko besteht, dass 
sie später einmal eine Invalidenrente 
beziehen werden.

Einen Hinweis auf die Beantwor-
tung dieser Frage liefern die Angaben 
zum Gesundheitszustand aus GMM. 
Für alle Personen, welche keine IV-
Rente beziehen, haben wir unter-
sucht, ob zwischen dem Gesundheits-
zustand einerseits und dem Erwerbs-
status andererseits ein Zusammen-
hang besteht. Damit kann geklärt 

werden, in welchem Zusammenhang 
ein (frühzeitiger) Ausstieg aus dem 
Erwerbsleben mit der Gesundheit 
steht. Das Ergebnis fällt für die 
Schweizerinnen und Schweizer an-
ders aus als für die beiden Migra
tionsgruppen. Der Gesundheitszu-
stand der erwerbstätigen Schweize-
rinnen und Schweizer unterscheidet 
sich praktisch nicht von demjenigen 
der nichterwerbstätigen. Als Fazit 
lässt sich daraus ziehen, dass zumin-
dest bei einer Mehrheit der Schwei-
zerInnen ein (frühzeitiger) Rückzug 
aus dem Erwerbsprozess weder die 
Folge gesundheitlicher Probleme ist, 
noch dass ein solcher Ausstieg zu ei-
ner Verschlechterung der gesundheit-
lichen Lage führt. Ein deutlich ande-
res Bild zeigt sich bei den Migrantin-
nen und Migranten. Sowohl bei den 
Männern als auch bei den Frauen un-
terscheidet sich der Gesundheitszu-
stand der Erwerbstätigen sehr deut-
lich von demjenigen der Nichter-
werbstätigen. Erwerbstätige aus der 
Türkei und dem ehemaligen Jugosla-
wien weisen im Durchschnitt einen 
sehr viel besseren Gesundheitszu-
stand auf als Nichterwerbstätige mit 
derselben Staatsangehörigkeit. Der 
Ausstieg aus dem Erwerbsprozess bei 
den Migrantinnen und Migranten 
scheint deshalb für viele entweder die 
Folge eines Gesundheitsproblems zu 
sein; oder der Ausstieg aus dem Er-
werbsprozess führt zu einer Ver-
schlechterung der Gesundheit. Grund-
sätzlich sind beide Interpretations-
möglichkeiten mit den statistischen 
Befunden kompatibel. Die Daten sel-
ber können zu dieser Frage keine 
Antwort geben, weil der zeitliche As-
pekt nicht berücksichtigt werden 
kann. 

Wenn der Ausstieg aus dem Er-
werbsprozess bei einer Mehrheit der 
Migrantinnen und Migranten aus ge-
sundheitlichen Gründen erfolgt, 
müsste der Fokus zur Verminderung 
der Invalidisierungsquoten der Mig-
rantinnen und Migranten insbeson-
dere in Berufen mit grösseren gesund-
heitlichen Belastungen auf eine kon-
sequente Förderung von gesundheits-

schützenden und erhaltenden Ar-
beitsbedingungen gelegt werden. Ist 
der im Vergleich zu den erwerbstä
tigen MigrantInnen schlechtere Ge-
sundheitszustand der nichterwerbs-
tätigen jedoch eine Folge des Aus-
stiegs aus dem Erwerbsprozess, muss 
der Fokus auf die in diesem Fall nicht 
gesundheitlich bedingten Gründe des 
Ausstiegs und die Wiedereingliede-
rungsbemühungen bei einem Verlust 
des Arbeitsplatzes gelegt werden. Von 
Bedeutung dürften in diesem Zusam-
menhang fehlende Bildungs- und 
(anerkannte) berufliche Qualifika
tionen sowie ungenügende Kompe-
tenzen in der Orts- bzw. Landesspra-
che sein. Dies erschwert im Erkran-
kungsfall die berufliche Wiederein-
gliederung und kann damit zu einem 
erhöhten Invalidisierungsrisiko bei-
tragen. Insgesamt weisen diese Ergeb-
nisse darauf hin, dass für eine Reduk-
tion der unterschiedlichen Beren-
tungsquoten der Förderung der chan-
cengleichen Teilhabe am Erwerbsle-
ben einerseits und dem (betriebli-
chen) Gesundheitsschutz zum Erhalt 
der Gesundheit am Arbeitsplatz an-
dererseits ein grosser Stellenwert 
beigemessen werden muss.

Fazit

Die Ergebnisse unserer Untersu-
chung zeigen insgesamt, dass die im 
Vergleich zu den Schweizerinnen und 
Schweizern höheren Berentungsquo-
ten der Migrantinnen und Migranten 
aus den Nachfolgestaaten Jugoslawi-
ens und aus der Türkei zu einem gros
sen Teil mit der (selbst beurteilten) 
gesundheitlich schlechteren Lage, in 
der sich diese im Vergleich zu den 
Schweizerinnen und Schweizern be-
finden, erklären lassen. Bei den Mig-
rantinnen und Migranten aus den 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens erklä-
ren die zwei für die statistischen 
Schätzungen verwendeten Faktoren 
– die Symptombelastung und das sub-
jektive Gesundheitsempfinden – rund 
90 Prozent der beobachtbaren Unter-
schiede. Bei den Migrantinnen und 
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Migranten aus der Türkei werden mit 
demselben Modell rund 60 Prozent 
der Differenzen zu den Schweizerin-
nen und Schweizern erklärt. 

Dass sich Migrantinnen und Mig-
ranten in einer deutlich schlechteren 
gesundheitlichen Lage befinden als 
Schweizerinnen und Schweizer und 
damit auch vermehrt in der Invaliden-
versicherung anzutreffen sind, dürfte 
zum einen mit deren sozialen und 
beruflichen Lage zusammenhängen. 
Migrantinnen und Migranten aus den 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens und 
der Türkei sind deutlich schlechter 
ausgebildet, führen deutlich öfters 
körperliche Arbeiten aus und sind 
weniger oft in Anstellungsverhältnis-
sen mit Vorgesetztenfunktionen an-
zutreffen. Zum anderen scheinen sie 
oft auch über geringere psychosozia-
le Ressourcen zu verfügen, die zum 
Erhalt der Gesundheit benötigt wer-
den. Die im Migrationskontext häufig 
anzutreffende Kombination verschie-
dener Einflussfaktoren zeitigt dabei 
kumulative Effekte, die eine erhöhte 
Vulnerabilität und einen Mangel an 
Ressourcen zur Folge haben können 
(Kaya et al. 2007). Insbesondere qua-
litativ angelegte Studien zum Thema 
verweisen häufig darauf hin, dass be-

stimmte Migrationsgruppen aufgrund 
von Mehrfachbelastungen besonders 
vulnerabel sind (Bildung, Generatio-
nenkonflikte, Migrationserfahrungen, 
Identität, Kriegstraumata, Diskrimi-
nierungserfahrungen, Zugang zum 
Gesundheitssystem, Verständigungs-
probleme u.ä). Zusätzlich gibt es aus 
anderen Studien Hinweise darauf, 
dass auch migrationsspezifische psy-
chische und gesundheitliche Belas-
tungen als Erklärung in Frage kom-
men. Die erst kürzlich veröffentlichte 
Studie von Baer et al. (2009) verweist 
in diesem Zusammenhang z.B. auf 
Gewalterfahrung im Herkunftsland, 
traumatisierende Flucht, Trennung 
der Familie durch die Migration etc.

Eine Erklärung dafür, dass die im 
Vergleich zu den Schweizerinnen und 
Schweizern höheren Rentenbezugs-
quoten der Migrantinnen und Mig-
ranten aus den Nachfolgestaaten Ju-
goslawiens besser erklärt werden 
können als diejenigen der Migrantin-
nen und Migranten aus der Türkei, 
dürfte u.a. darin liegen, dass die für 
die Analysen verwendeten Gesund-
heitsindikatoren besser dafür geeig-
net sind, Rentenbezüge aufgrund von 
somatischen Beschwerden zu erklä-
ren als psychisch bedingte Renten. 

Weil die Differenzen zu den Schwei-
zerInnen im Bereich der psychisch 
bedingten Renten bei den Migrantin-
nen und Migranten aus der Türkei 
deutlich ausgeprägter sind als bei den 
Personen aus den Nachfolgestaaten 
Jugoslawiens, dürften die Schätzer-
gebnisse zur türkischen Migrations-
bevölkerung im Vergleich zu den 
Migrantinnen und Migranten aus den 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens weni-
ger präzis sein. 
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